
Zur Anerkennung einer Pensionsrückstellung mit Abfindungsklausel 
 
| Die Prüfung von Pensionszusagen an GmbH-Geschäftsführer steht bei Betriebsprüfungen 
regelmäßig ganz oben auf der Liste. Denn die damit zusammenhängenden 
Pensionsrückstellungen werden steuerlich nur anerkannt, wenn gewisse Formalien eingehalten 
wurden. Aktuell hat sich der Bundesfinanzhof zum Eindeutigkeitsgebot von Abfindungsklauseln 
in Pensionszusagen geäußert. Die eine Entscheidung fiel zugunsten und die andere zuungunsten 
der Steuerpflichtigen aus. | 
 
Pensionszusagen sind auch nach dem Eindeutigkeitsgebot anhand der allgemein geltenden 
Regeln auszulegen, soweit ihr Inhalt nicht klar und eindeutig ist. Lässt sich eine 
Abfindungsklausel dahin gehend auslegen, dass die für die Berechnung der Abfindungshöhe 
anzuwendende Sterbetafel trotz fehlender ausdrücklicher Benennung eindeutig bestimmt ist, ist 
die Pensionsrückstellung steuerrechtlich anzuerkennen. 
 
In einer anderen Entscheidung erkannte der Bundesfinanzhof die Rückstellung nicht an. Nach 
der Abfindungsklausel war die Kapitalabfindung „unter Zugrundelegung der im Zeitpunkt der 
Abfindung gültigen Rechnungsgrundlagen für betriebliche Pensionsverpflichtungen zu 
berechnen.“ Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs kommen hier sowohl die handelsrechtlichen als 
auch die steuerrechtlichen Rechnungsgrundlagen in Betracht. Damit besteht eine Unklarheit der 
Abfindungsoption, die bereits die Voraussetzung des § 6a Abs. 1 Nr. 2 
Einkommensteuergesetz (Verbot schädlicher Kürzungsvorbehalte) betrifft. 
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